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Flugzeuge, die nicht
fliegen können
Das Bundesheer wurde finan-
ziell ausgehungert. Und als ein-
mal großzügig die teuren Euro-
Fighter gekauft wurden,
beschloss man anschließend
bei der Ausstattung zu sparen,
sodass die Abfangjäger in der
Nacht nicht fliegen können.

Die verlorene
Friedensdividende

Diese Politik kann man im
Nachhinein rechtfertigen, da in
den vergangenen Jahrzehnten
in Europa kein Krieg stattge-
funden hat und alle Zeichen
auf Frieden standen.
Das ist seit demKrieg Russlands
gegen die Ukraine nicht mehr
der Fall. Im Gegenteil: Durch
die Unterstützung der Ukraine
durch die NATO-Staaten
wächst die Gefahr eines umfas-
senden Kriegs und in der Folge
die Möglichkeit, dass die EU-
Mitglieder, die auch NATO-

Mitglieder sind, an einem Krieg
teilnehmen müssen.

Wie weit weg ist die
NATO?

Womit Österreich gefordert
wäre. Das offizielle Österreich
weist schon die Feststellung,
dass Österreich gefordert wäre,
zurück. Die EU ist keine militä-
rische Organisation, was die
NATO-Mitglieder tun, geht die
anderen EU-Länder und insbe-
sondere das neutrale Österreich
nichts an. Man lese doch bitte
den Lissabonner Vertrag.
Jawohl, so lautet der Text. Aber
schon ein erster Punkt in die-
sem Text sollte zum Nachden-
ken anregen.

Die EU ist eine
militärische Union

Die EU ist seit dem Jahre 2009
keine Wirtschaftsunion mehr,
sondern eine politische Union,
die eine Außen- und Verteidi-
gungspolitik betreibt, die sehr

wohl zu militärischen Einsät-
zen führen kann. Genau
genommen ist also die EU ein
Militärbündnis, dem Öster-
reich gemäß dem immer noch
geltenden Verfassungsgesetz
über die Neutralität nicht ange-
hören dürfte. Um diesen
Widerspruch aufzulösen, gibt
es den Artikel 31 im EU-Ver-
trag, wonach sich ein Mitglied
bei einem entsprechenden
Beschluss des Rates der Stimme
enthalten kann.

Österreich allein
gegen alle

Alles ist also scheinbar perfekt
geregelt. Die EU beschließt
einen Militäreinsatz, Österreich
enthält sich der Stimme und
macht nicht mit. Das ist schon
eine eigenartige Situation,
wenn der österreichische Bun-
deskanzler die anderen EU-
Regierungschefs brüskiert. Das
sind immerhin 26, und wenn
man die anderen Neutralen,
Schweden, Finnland und
Irland, ausklammert, 23.
Schweden und Finnland sind
auf dem Weg in die NATO, in
Irland tobt eine heftige Diskus-
sion über einen NATO-Beitritt.

Und niemand für
Österreich

Doch sei angenommen, dass
der österreichische Bundes-
kanzler, wer es auch immer sein
mag, ein derart starkes Rück-
grat hat und in einer Sitzung
des EU-Rates der Regierungen
einfach und klar sagt „Nein,

Österreich hat bisher nichts getan, um die 1955
beschlossene immerwährende Neutralität glaub-
haft zu gestalten. In dem fünf Zeilen umfassenden

Gesetz wurde erklärt, das Land werde mit allen ihm zu
Gebote stehenden Mitteln die Neutralität aufrechterhal-
ten und verteidigen. Die einzige Präzisierung besteht in
der Erklärung, dass man keinem militärischen Bündnis
beitreten werde. Man hätte sich mehr erwartet, doch lie-
fert schon die sparsame Formulierung genug Zündstoff.
Von einem Staat, der erklärt, er werde keinem Militär-
bündnis beitraten, kann man erwarten, dass dieser Staat
sich selbst verteidigt. In den siebenundsechzig Jahren, die
seit dem Beschluss des Neutralitätsgesetzes vergangen
sind, kann niemand behaupten, man hätte mit allen zu
Gebote stehenden Mitteln etwas getan, um das Land im
Ernstfall zu schützen.


